Kostenübernahme für Fahrten zur Praxis
Eine Kostenübernahme der Krankenkasse für Fahrten zur ambulanten Behandlung wird häufig erwartet, ist aber gesetzlich geregelt und nur unter ganz bestimmten (selten zutreffenden) Voraussetzungen möglich. Hier gilt Ähnliches wie im Kapitel „Rente und Schmerz“: wir sind Therapeuten und nicht „Bescheiniger“, womit ausgedrückt werden soll, daß wir nicht zur Erlangung sozialer Vorteile unserer Patienten Gefälligkeitsbescheinigungen ausstellen. Eine diesbezüglich falsche Einschätzung des Versicherten trägt mitunter zu einer Belastung des Arzt-Patienten-Verhältnisses bei. Voraussetzungen für eine Bewilligung sind:
· Fahrten zur onkologischen Strahlen- oder Chemotherapie oder zur Dialysebehandlung
· Besitz eines Schwerbehindertenausweises mit dem Merkzeichen „aG“ (außergewöhnlich gehbehindert), „H“ (hilflos) oder Bl (blind)
· Pflegestufe II oder III
· Bei Nichtvorliegen der vorgenannten Voraussetzungen eine vergleichbare Beeinträchtigung der Mobilität und einer ambulanten Behandlung über einen längeren Zeitraum *

*Von einer vergleichbaren Beeinträchtigung der Mobilität ist auszugehen, wenn das Gehvermögen schwerwiegend eingeschränkt ist und eine Fortbewegung nur mit fremder Hilfe oder großer Anstrengung möglich ist. Eine Behandlung über einen längeren Zeitraum liegt vor, wenn Versicherte über einen Zeitraum von mindestens drei Monaten mindestens 1 x wöchentlich der Behandlung bedürfen. Dabei ist auf jeweils eine Erkrankung bzw. einen Krankheitsfall abzustellen.
Wenn an uns die Bitte nach Attestierung eines entsprechenden Sachverhaltes herangetragen wird, müssen wir unsere Bescheinigung auf der Grundlage dieser Regelungen ausstellen.

